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PRESSESPIEGEL

Nie für möglich gehaltene Selbstzensur
Die „New York Times“ will keine politi-
schen Karikaturen mehr abdrucken. Dazu
meint das belgische Blatt „De Standaard“:

„Was niemand für möglich gehalten hat,
scheint jetzt zu geschehen. Ein wichtiger
Bannerträger der freien Medien gibt nach.
Anstatt sich zu verteidigen, verordnet sich
die Zeitung Selbstzensur. Dies ist nach wie
vor der einfachste Weg, um zu vermeiden,
dass man jemanden vor den Kopf stößt.“

Hongkong steht alleine da
Die „Stuttgarter Zeitung“ schreibt zu den
Unruhen in Hongkong:

„Die Bundesregierung beobachtet laut
eigenen Angaben die Entwicklung „sehr
genau“. Hongkong – so scheint es – steht
ziemlich alleine da auf der Welt. Mit Chi-
nas mächtigem Staatschef Xi Jinping will
sich keiner anlegen.“

Konkretes Regieren sieht anders aus
Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“
kommentiertdieÄußerungenvonKramp-
Karrenbauer über Trump:

„Die Mehrheit der Deutschen hat kein
Vertrauen zu Trump. Aber Kramp-Kar-
renbauer will es nicht hinnehmen, dass
Trump in einem Atemzug mit dem „lu-
penreinen Demokraten“ Putin und dem
Autokraten Erdogan genannt wird (...).
Kramp-Karrenbauer hat einen Aufschlag
gemacht; konkretes Regieren sähe noch
einmal anders aus, der vielen Zwänge, Wi-
derstände und Rücksichten wegen.“

Kompromisse noch nicht nötig
Zum Höhenflug der Grünen heißt es in der
„Nürnberger Zeitung“:

„In der Opposition können die Grünen ihr
ökologisches Traditionsprofil bestens
pflegen, sie können SPD und Linken die
Zuständigkeit für den weiteren Ausbau
des Sozialstaats streitig machen und der
Union vorhalten, dass sie es seien, die in
der Migrationspolitik vermeintlich
christliche Werte hochhalten. Das alles
hätte ein Ende, wenn die Grünen tat-
sächlich wieder Regierungsverantwor-
tung tragen sollten. Weil dann wieder die
Kunst des Kompromisses gefragt wäre.“

RNZ-LEXIKON

Speiseeis
Wann und wo genau das Speiseeis er-
funden wurde, ist nicht bekannt, eines
aber ist sicher: Es ist schon sehr alt. Be-
reits im alten China wurden Schnee
und Natureis zum Kühlen von Ge-
tränken verwendet. Alexander der
Große mischte Eis mit Wein oder Ho-
nig, und die römischen Kaiser ließen
sich Gletschereis aus dem Bergen
bringen, die sie mit Früchten oder Ge-
würzen verfeinerten. Zwischenzeit-
lich geriet das Speiseeis im Westen in
Vergessenheit, kam dann aber aus
China wieder nach Europa, erst im
Zuge der Kreuzzüge über den arabi-
schen Raum und später noch einmal
durch Marco Polo.

Durch die Erfindung der Kälte-
maschine von Carl von Linde 1881
wurde Eis dann endgültig zum Mas-
senprodukt. Die ersten italienischen
Eisdielen (Gelaterias) öffneten in
Deutschland in den 1920er Jahren; da-
nach war der Siegeszug des Speiseei-
ses nicht mehr aufzuhalten.

Heute unterscheidet man zwei Sor-
ten von Eis: Sorbet wird aus Wasser
hergestellt, Eiscreme aus Milch. Dazu
kommen oft Geschmacksstoffe. abs

K O M M E N T A R E

Unter Kontrolle
Christian Altmeier über die Proteste
in Hongkong

Viele Hongkonger haben es schon lan-
ge befürchtet: Die Formel: „Ein Land,
zwei Systeme“ wird auf Dauer nicht
funktionieren. Je stärker die Macht-
haber in Peking die Zügel im Rest des
Landes anziehen, je schlechter die
Menschenrechtslage in Provinzen wie
Xinjiang ist und je ausgefeilter die
technischen Möglichkeiten zur Über-
wachung werden – desto mehr wird die
kleine Enklave der Freiheit im Süden
Chinas zu einem Störfaktor.

Die Bürger Hongkongs haben er-
kannt, was auf dem Spiel steht. Wenn
sie an die staatlich gelenkte chinesi-
sche Justiz ausgeliefert werden dürf-
ten, würden sie sich künftig zweimal
überlegen, wie weit sie mit der Kritik
an der Politik Pekings gehen können.
Die chinesischen Machthaber hätten
damit das Instrument zur Einschüch-
terung, das auch den letzten Flecken
des Reiches der Mitte unter ihre di-
rekte Kontrolle zwingt. Daher gehen
nun so viele Menschen auf die Straße
wie noch nie zuvor seit der Übergabe
der Stadt an China 1997.

Doch so lange das kleine Hong-
kong auf sich allein gestellt bleibt, sind
die Demonstrationen aussichtslos.
Eine Million Menschen sind für chi-
nesische Verhältnisse kein nennens-
werter Protest. Und die Regierung in
Hongkong ist Peking ohnehin bedin-
gungslos ergeben.

Lauschangriff4.0
Klaus Welzel zur Auswertung
privater digitaler Daten

EsgibteinPostgeheimnis.Unddasgilt.
Egal, ob jemand einen privaten Brief
schreibt, eine Mail oder ob er via Han-
dy oder Festnetz telefoniert: Alles, was
dort gesprochen und geschrieben wird,
geht den Staat nichts an. Es sei denn
– und jetzt beginnt eine unglaublich
lange Liste mit Ausnahmen, die wir
hier abkürzen: Es sei denn der Staat
sieht ein besonderes Interesse darin,
mutmaßliches schwerkriminelles
Handeln zu überwachen.

Eine Bundesjustizministerin trat
1996 zurück, weil die schwarz-gelbe
Koalition von Helmut Kohl nach diesem
Muster die akustische Wohnraumüber-
wachung gesetzlich regelte. Doch Sa-
bine Leutheusser-Schnarrenberger
findet keine Nachahmer. Auch dann
nicht, wenn derselbe Staat die Wohn-
und Schlafzimmer völlig unbescholte-
ner Bürger kontrollieren möchte. Denn
überall dort sind die Sprachservice-
dienste Alexa und Co. aktiv. Dienste,
von denen heute schon bekannt ist, dass
sie abgehörte Informationen an ihre
Entwickler liefern. Schlimm genug.
Noch schlimmer, wenn dann aus Nut-
zern staatlicherseits Verdächtige ge-
macht werden. Wenn das so weitergeht,
muss eines Tages nicht der Staat die
Schuld eines Bürgers beweisen, sondern
dieserseineUnschuld.Fatalwäredas.

Sehr komplex
Peter Riesbeck über Lafontaines
Anstoß für eine Fusion SPD-Linke

In der deutschen Parteienlandschaft
kommt manches in Bewegung. Das
zeigt ein Blick auf die Umfragen. Die
Union rutscht unter 30 Prozent. Die
Grünen steigen auf zur stärksten
Kraft. Die SPD muss um ihre Exis-
tenz fürchten, und auch die Linke tau-
melt. Nichts ist mehr sicher im Land.
Oskar Lafontaine denkt nun über ein
Zusammengehen von Linkspartei und
SPD nach. Umgehend erntet er Kritik
von beiden Seiten. Zu sehr spaltet La-
fontaine als Person nicht nur seine
einstige Partei, die SPD, sondern auch
seine neue Heimat, die Linke. Beide
Kräfte verbindet viel. Vor allem eine
komplexe Geschichte.

Die SPD glaubt irrigerweise, die
Linke sei Fleisch vom eigenen sozial-
demokratischen Fleische. Ein Miss-
verständnis, das sie schon bei den
Grünen zu dem Fehlschluss verleite-
te: Die kommen irgendwann wieder.
Die Linke behauptet von sich, die mo-
ralisch integere SPD zu sein. Das pos-
tulierte Überlegenheitsgefühl er-
schwert den Umgang mit anderen.
Dabei arbeiten in Thüringen, Berlin
und Brandenburg Linke und SPD
längst geräuschlos zusammen, nun
wollen es beide Parteien gemeinsam
mit den Grünen in Bremen probieren.
Die Farben in der politischen Land-
schaft mischen sich neu.

Die Hoffnung stirbt zuletzt ... Karikatur: Klaus Stuttmann

„In einigen Bereichen ist
die Konfrontation unumgänglich“

Der frühere Weltbank-Chef Robert Zoellick über den wirtschaftlichen Aufstieg Chinas

Von Christian Altmeier

Heidelberg. Robert Zoellick (65) war von
2007 bis 2012 Präsident der Weltbank.
Zuvor diente der Republikaner in der Re-
gierung von George W. Bush als US-Han-
delsbeauftragter sowie als stellvertre-
tender Außenminister. Die RNZ traf
Zoellick am Rande der Alfred-Weber-
Lecture des Instituts für Wirtschaftswis-
senschaftenunddesHeidelbergCenterfor
American Studies (HCA).

> Herr Zoellick, der Handelskonflikt
zwischen China und den USA be-
herrscht die Weltwirtschaft. US-Prä-
sident Trump setzt auf eine Konfron-
tation. Halten Sie das für richtig?

In manchen Bereichen mag es durchaus
richtig sein, die Konfrontation mit China
zu suchen. Aber Donald Trump konzen-
triert sich ausschließlich auf das bilate-
rale Handelsdefizit, das nicht sehr aus-
sagekräftig ist. Zudem sind Strafzölle das
falsche Mittel. Wir sollten die Politik
gegenüber China breiter aufstellen.

> Inwiefern?
Es gibt im Westen eine negative Ein-
stellung gegenüber China. Das hat meh-
rere Gründe. Der Marktzugang für aus-
ländische Firmen ist beschränkt und der
Staat und die Partei sind wichtige Ak-
teure in der Wirtschaft. Es gibt in China
ja eine Art Staatskapitalismus. Aber na-
türlich ist es unfair, wenn pri-
vate Firmen mit einem Staat
konkurrieren oder verhandeln
müssen. Außerdem weckt Chi-
na viele Befürchtungen mit sei-
nen ökonomischen Plänen.

> Welche sind das?
Da wäre zum einen die „Made
in China 2025“-Initiative, mit
der China die Technologien der
Zukunft dominieren könnte.
Außerdem gibt es die „Neue
Seidenstraße“, mit der China
eine geopolitische Hegemonie
in bestimmten Regionen zu ge-
winnen versucht. Präsident Xi
Jinping geht in der Außenpoli-
tik generell wesentlich aggres-
siver vor als seine Vorgänger.
Und es macht den Menschen
Angst, dass China die Über-
wachung und Unterdrückung

seiner Bevölkerung zunehmend perfek-
tioniert. Allen diesen Herausforderun-
gen gilt es zu begegnen. Trumps Fokus auf
das Handelsdefizit und auf Strafzölle ist
deshalb viel zu kurz gedacht.

> Was sollten die USA stattdessen tun?
In einigen Bereichen ist die Konfronta-
tion unumgänglich. Das gilt etwa für den
Marktzugang oder die Umsetzung des
Urheberrechts. Hier muss der Westen un-
missverständlich auf Verbesserungen in
China bestehen. In anderen Bereichen,
wie etwa bei der „Neuen Seidenstraße“,
gilt es zu prüfen, ob es nicht eine Mög-
lichkeitzurZusammenarbeitgibt,vonder
beide Seiten profitieren. Wir sollten Chi-
na differenzierter betrachten. Zudem
sollten die USA ihre China-Politik enger
mit der EU, Japan sowie Mexiko und Ka-
nada abstimmen.

> Ist China denn zu Änderungen an sei-
nem Kurs bereit?

Es gibt auch in China verschiedene La-
ger und Interessen. Wenn ich in China den
Staatskapitalismus kritisiere, bekomme
ich immer mehr Zuspruch. Weil es auch
dort private Firmen gibt, die mit den
staatlichen Firmen konkurrieren. Wir
müssen zudem im Hinterkopf behalten,
dass es das wichtigste Ziel von Xi Jin-
ping ist, die Herrschaft der Kommunis-
tischen Partei zu bewahren. Wenn er sei-
nen Kurs dazu ändern muss, wird er das

tun. So wie China es auch in der Ver-
gangenheit schon oft getan hat.

> Wo hat China seinen Kurs denn schon
geändert?

Noch in den achtziger Jahren hat China
regelmäßig die Verträge zur Weitergabe
von Massenvernichtungswaffen gebro-
chen. Aber sie haben bald gemerkt, dass
das nicht in ihrem Interesse ist und heu-
te hält sich China an die Verträge. Auch
die Währungsmanipulationen haben
spürbar abgenommen. In Umweltfragen
hat es ein enormes Umdenken gegeben.
Auch der Handel mit Elfenbein etwa
wurde verboten.

> Wird es auch bei den Menschenrech-
ten zu einem Umdenken kommen?

Nein, ich fürchte hier wird sich Peking
so bald nicht bewegen. China ist immer
dann zu Änderungen bereit, wenn es im
langfristigen Interesse der Herrschaft der
Partei liegt. Das gilt für Fragen der Wirt-
schaft, der Umwelt aber auch zum Bei-
spiel für das internationale Seerecht.
Denn je mehr sich China in anderen Staa-
ten weltweit engagiert, desto mehr ist es
auf sichere Transportwege angewiesen.
Und niemand will einen Krieg riskieren,
weder in den USA noch in China.

> Sollte man die Menschenrechtsfrage
also einfach ausklammern?

Nein, ganz im Gegenteil. Wir sollten kei-
ne Angst haben, offen für
unsereWerteeinzutreten.Man
kann zusammen arbeiten und
Differenzen trotzdem klar
benennen. Je stärker die In-
stitutionen und das Rechts-
system in China werden und
je mehr Chinesen im Westen
studiert und die Freiheit dort
genossen haben, desto größer
wird die Chance, dass sich et-
was ändert. Auch hier ist
Trumps Politik übrigens kon-
traproduktiv. Wir haben je-
des Jahr bis zu 400 000 Stu-
denten aus China allein an den
US-Universitäten. Ich würde
es sehr bedauern, wenn diese
Zahl nun sinkt.

Info: Was Robert Zoellick
über den Brexit denkt:
www.rnz.de/politik

„Trumps Fokus auf das Handelsdefizit ist zu kurz gedacht“: Robert
Zoellick fordert einen differenzierteren Blick auf China. Foto: Rothe
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Das neue Auslieferungsgesetz
In Hongkong demonstrieren Hundert-
tausende gegen ein geplantes Ausliefe-
rungsgesetz. Worum geht es?

> Das Auslieferungsgesetz: Das ge-
plante Gesetz würde es Hongkongs Be-
hörden erlauben, von der chinesischen
Justiz verdächtigte Personen an die
kommunistische Volksrepublik auszu-
liefern. Hongkongs Regierungschefin
Lam will das Gesetz möglichst schnell
von der Peking-treuen Mehrheit im nicht
frei gewählten Legislativrat absegnen
lassen. Das Gesetz solle „Schlupflö-
cher“ schließen und die Überstellung
mutmaßlicherStraftäterermöglichen, so
die Begründung. Allerdings war bei der
Übergabe Hongkongs 1997 ganz be-

wusst kein Auslieferungsabkommen mit
China geschlossen worden – wegen der
schlechten Menschenrechtslage.

> Die Kritik: Kritiker argumentieren,
dass Chinas Justizsystem nicht unab-
hängig sei, nicht internationalen Stan-
dards entspreche und Andersdenkende
politisch verfolge. Auch drohten Folter
und Misshandlungen. Es wurde als
„Werkzeug der Einschüchterung“ in
Hongkong beschrieben. Das neue Ge-
setz könnte auch Ausländer betreffen,
warnte der renommierte China-Experte
und US-Jurist, Jerome Cohen. „Jeder,
der über den Hongkonger Flughafen
kommt, könnte festgenommen werden
und nach China geschickt werden“,
schrieb er in seinem Blog.

> Die Situation in Hongkong: Die frü-
here britische Kronkolonie wird seit der
Rückgabe 1997 an China nach dem
Grundsatz „ein Land, zwei Systeme“ als
eigenesTerritoriumautonomregiert.Die
sieben Millionen Einwohner der chine-
sischen Sonderverwaltungsregion ge-
nießen größere Freiheiten als die Men-
schen in der Volksrepublik, darunter das
Recht auf freie Meinungsäußerung so-
wie Presse- und Versammlungsfreiheit.
Seit den prodemokratischen Protesten
2014, die Teile der Stadt wochenlang
lahmlegten, zieht Peking aber die Zügel
an. Die Demonstration am Sonntag war
die größte seit dem Protest vor drei Jahr-
zehnten gegen die blutige Niederschla-
gung der Demokratiebewegung in Pe-
king am 4. Juni 1989. dpa


